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Art. 1 § 106 FinStrG
 FinStrG - Finanzstrafgesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 20.03.2025

1. (1)Jeder Zeuge ist zu Beginn seiner Vernehmung über die für die Vernehmung maßgebenden persönlichen

Verhältnisse zu befragen, erforderlichenfalls über die gesetzlichen Weigerungsgründe zu belehren und zu

ermahnen, daß er die Wahrheit anzugeben habe und nichts verschweigen dürfe; er ist auch auf die

strafrechtlichen Folgen einer falschen Aussage aufmerksam zu machen. Entsprechendes gilt bei Einholung einer

Zeugenauskunft auf schriftlichem Weg.

2. (2)Zeugen dürfen, abgesehen von Zwangsstrafen, zur Beantwortung der an sie gestellten Fragen nicht gezwungen

werden.

3. (3)Fragen durch welche dem Zeugen Tatumstände vorgehalten werden, welche erst durch seine Antwort

festgestellt werden sollen, sind möglichst zu vermeiden und, wenn sie gestellt werden müssen, in der

Niederschrift über die Vernehmung ersichtlich zu machen.
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